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Einleitung 

Die vorliegende Arbeit befasst sich mit dem Argument der Existenzgefährdung. 
Dieses wurde und wird in verschiedenen Situationen fruchtbar gemacht, um eine 
Befreiung des Schuldners von dessen Leistungspflicht zu rechtfertigen. So stellt 
beispielsweise laut Emmerich 1  die Gefahr der Existenzvernichtung die äußerste 
Schranke vertraglicher Risikoübernahme dar. Laut Lorenz2 geht eine Verschlechte-
rung in den wirtschaftlichen Verhältnissen einer Partei zwar grundsätzlich zu deren 
Lasten. In Extremfällen wirtschaftlicher Notlage oder Existenzgefährdung komme 
allerdings eine Ausnahme in Betracht. Laut Henssler sind Störungen aus der eigenen 
Risikosphäre dann beachtlich, wenn sie zu einer Existenzgefährdung führen3. Häu-
fig werden zur Untermauerung der Existenzgefährdung als Befreiungsgrund pau-
schal verschiedene Urteile des Reichsgerichts zitiert4, oder es wird diese Recht-
sprechung als gesichert dargestellt5. Eine dogmatische Begründung der Befreiung 
des Schuldners wird indes nicht geliefert. Der Berücksichtigung der Existenzge-
fährdung gegenüber stehen Feststellungen wie „Geld hat man zu haben“6, das 
„Prinzip der unbegrenzten Vermögenshaftung“ oder der Grundsatz der Vertrags-
treue auf vertraglicher Ebene sowie der Grundsatz der Totalreparation bei gesetz-
lich begründeten Ansprüchen auf Schadensersatz. Der Gang der Untersuchung 
wird zeigen, dass es nicht nur diese Gründe sind, die gegen die Berücksichtigungs-
fähigkeit der Existenzgefährdung auf materieller Ebene sprechen.  

Die Frage der Begrenzung der Haftung anhand des Leistungsvermögens des 
Schuldners war bereits Gegenstand einiger Abhandlungen. Diese gingen jedoch 
nur in den Fällen der deliktischen Haftung (Minderjähriger) oder, im vertraglichen 
Bereich, der Haftung aus einer Angehörigenbürgschaft über die eingangs erwähn-
ten pauschalen Feststellungen wie „die Existenzgefährdung führt zur Befreiung“ 
oder umgekehrt „die Existenzgefährdung kann nicht zur Befreiung führen“ hinaus. 
Die beiden genannten Fallgruppen der deliktischen Haftung sowie der Angehöri-

                                                 
1  Emmerich, Leistungsstörungen, 421 m.w.N.  
2  BeckOK BGB/Lorenz, § 313 Rn. 51 m.w.N.  
3  Henssler, Risiko als Vertragsgegenstand, 94.  
4  So bspw. Schollmeyer, Selbstverantwortung und Geschäftsgrundlage, 161 Fn. 339.  
5  So bspw. LG Stuttgart, Urt. v. 23.7.2003, 27 O 210/03; LG Stuttgart, Urt. v. 23.6.2003, 27 O 160/03.  
6  Geprägt von Medicus in AcP 188 (1988), 489. 
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2  Einleitung 

genbürgschaft wurden indes bisher nicht zum Anlass genommen, um den „großen 
Bogen“ zu spannen und die Frage der Begrenzung der Haftung – sei sie vertraglich 
oder gesetzlich begründet – aufgrund einer durch die Inanspruchnahme entste-
henden Existenzgefährdung an sich zu untersuchen. Die wenigen Stimmen in der 
Literatur haben es in diesem Zusammenhang zumeist bei den erwähnt pauschalen 
Aussagen zur Risikoverteilung bzw. bei der Darlegung rechtspolitisch motivierter 
Ansichten bewenden lassen. Die Gegner der eingangs beispielhaft zitierten Stim-
men, die eine Befreiung von der Schuld bei Erreichen der Schwelle der Existenzge-
fährdung befürworten, belassen es ebenfalls zumeist bei pauschalen Feststellun-
gen7. Dies ist umso erstaunlicher, als nicht nur die Rechtsprechung des Reichsge-
richts, sondern auch, wie sich zeigen wird, diejenige der jüngeren Zeit – indes je-
weils ebenfalls ohne nähere dogmatische Ausführungen zu machen –, durchaus 
Anlass zu einer eingehenden Untersuchung gegeben hätte.  

Vorliegend soll zunächst die Entstehungsgeschichte des Arguments der Existenz-
gefährdung aufgearbeitet werden. Es soll ermittelt werden, wo das Argument her-
rührt, in welchen Fallkonstellationen und unter welchen Umständen es geschaffen 
wurde. Dabei soll die Rechtsprechung des Reichsgerichts, die zur Bildung des Ar-
guments führte, wie auch die der neueren Zeit, untersucht und zusammengefasst 
werden. Sodann sollen Rechtsgrundsätze dargelegt werden, die einer Berücksichti-
gung der Existenzgefährdung entgegen stehen könnten. Darauf aufbauend wird 
das Argument der Existenzgefährdung hinsichtlich seiner dogmatischen Berechti-
gung untersucht. Dabei soll ermittelt werden, ob sich aus den bestehenden Rege-
lungen des BGB ein Prinzip ableiten lässt, wonach die äußerste Grenze der Ver-
antwortlichkeit durch die Existenzgefährdung gebildet wird, bzw., falls dies nicht 
der Fall ist, ob jene Regelungen gegen höherrangiges Verfassungsrecht verstoßen 
bzw. ob sie verfassungskonform dahingehend auszulegen sind, dass eine mögliche 
Existenzgefährdung bereits auf materieller Ebene zu berücksichtigen ist. Dabei 
sollen die unterschiedlichen Fallkonstellationen (vertragliche Haftung vs. gesetzli-
che Haftung) verglichen und evtl. existierende Unterschiede herausgearbeitet wer-
den. Schließlich soll in einer fallgruppenartigen Zusammenfassung dargestellt wer-
den, ob und inwieweit die Existenzgefährdung des Schuldners in der jeweiligen 
                                                 
7  Vgl. bspw. Nauen, Leistungserschwerung und Zweckvereitelung, 197: es sei „völlig unstreitig, dass 

das Fehlen der zur Leistungsbewirkung notwendigen Geldmittel den Schuldner ebensowenig zu ent-
lasten vermag wie bei der Geldschuld selbst“.  
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Fallgruppe erheblich ist, ob also jener Umstand zur Begründung der Beschränkung 
seiner Leistungspflichten in der jeweiligen Fallkonstellation fruchtbar gemacht 
werden kann.  

 

Dieses Werk ist copyrightgeschützt und darf in keiner Form vervielfältigt werden noch an Dritte weitergegeben werden. 
Es gilt nur für den persönlichen Gebrauch.



 Dieses Werk ist copyrightgeschützt und darf in keiner Form vervielfältigt werden noch an Dritte weitergegeben werden. 
Es gilt nur für den persönlichen Gebrauch.



  5 

 

Erster Teil:                                                                                     
Entwicklung und Verwendung durch die Rechtsprechung 

Im Ersten Teil der Arbeit sollen die Ursprünge des Arguments der Existenzge-
fährdung untersucht und dargelegt werden. Dabei wird zunächst die relevante 
Rechtsprechung des Reichsgerichts zusammengefasst, die zum Argument der Exis-
tenzgefährdung führte (I.). Sodann wird die vom Reichsgericht für das Argument 
der Existenzgefährdung herangezogene Begründung kommentiert und dogmatisch 
eingebettet (II.). Daran anschließend soll der Begriff der Existenzgefährdung – ins-
besondere, wie er im weiteren Verlauf der Arbeit Verwendung finden soll – defi-
niert werden (III.). Schließlich soll die für das Argument der Existenzgefährdung 
relevante Rechtsprechung der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg bis zum heutigen 
Tag zusammengefasst und etwaige Unterschiede zur Rechtsprechung des Reichs-
gerichts herausgearbeitet werden (IV.).  

I. Ausbildung des Arguments durch das Reichsgericht 

Die Entwicklung des Arguments der Existenzgefährdung nimmt seinen Anfang in 
der Zeit sozialer und wirtschaftlicher Umwälzungen des Ersten Weltkriegs und der 
sich daran anschließenden Revolution. Die während dieser Zeit einsetzende Hy-
perinflation entlastete Geldschuldner, da mit der schnell voranschreitenden Geld-
entwertung die Geldschuld naturgemäß leichter erfüllt werden konnte. Viele Dar-
lehen, die vor dem Krieg ausbezahlt wurden, wurden später mit wertlosem Papier-
geld zurückgezahlt8. Auf der anderen Seite wurden die Sachschuldner durch die 
Hyperinflation belastet. Deren Auswirkungen bekamen diejenigen zu spüren, die 
sich in langfristigen Verträgen zur (dauerhaften) Lieferung verpflichteten. Auf-
grund der Verschiebung der Wertverhältnisse entsprach der in Geld geschuldete 
Gegenwert nicht mehr dem zur vertragsgemäßen Erfüllung aufzubringenden Auf-
wand zur Herstellung oder Beschaffung der geschuldeten Sache. So überrascht es 
nicht, dass mit der immer weiter voranschreitenden Geldentwertung immer mehr 
Fälle zu Gericht kamen, die die außergewöhnliche finanzielle Belastung des Sach-

                                                 
8  Thiessen, The German Hyperinflation of the 1920s, 735.  
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6  Entwicklung und Verwendung durch die Rechtsprechung 

schuldners9 – die bis hin zu dessen Existenzgefährdung gehen konnte – zum Ge-
genstand hatten, während zu den „ruhigen“ Zeiten vor Ausbruch des Ersten Welt-
kriegs Fälle der Existenzgefährdung die Gerichte noch nicht beschäftigten. Für die 
Betrachtung der relevanten Rechtsprechung lassen sich daher zwei Zeiträume un-
terscheiden. Die Zäsur bildet dabei der Erste Weltkrieg bzw. der Eintritt von des-
sen (wirtschaftlichen) Folgen. 

1.  Vor dem Ersten Weltkrieg 

Gemäß § 242 BGB hat der Schuldner die Leistung so zu erbringen, wie Treu und 
Glauben es mit Rücksicht auf die Verkehrssitte erfordern. Dementsprechend kann 
der Schuldner auch dann von seiner Leistungspflicht befreit werden, wenn sich die 
Umstände erst nach Vertragsschluss dahingehend geändert haben, dass das Bewir-
ken der Leistung dem Maßstab des § 242 BGB widersprechen würde. Bei der Fra-
ge, wann ein Leistungsverlangen diesem Maßstab widerspricht und der Schuldner 
demgemäß von seiner Leistungspflicht zu befreien ist, handelt es sich um die Aus-
einandersetzung zwischen dem Grundsatz der Vertragstreue, demzufolge eine ein-
gegangene Verpflichtung unter allen Umständen erfüllt werden muss, und den An-
forderungen, die durch Billigkeit und Treu und Glauben gestellt werden10. Ange-
sichts der Gegenläufigkeit dieser beiden so fundamentalen Säulen der Rechtsord-
nung verwundert es nicht, dass die Berücksichtigung von nach Vertragsschluss 
eingetretenen wesentlichen Veränderungen in der Rechtsprechung des Reichsge-
richts eine unbeständige Entwicklung erfahren hat.  

Das BGB enthielt bis zur gesetzlichen Normierung des § 313 BGB n.F. keinen 
allgemeinen Grundsatz über die Auswirkung veränderter Umstände auf die Wirk-
samkeit von Verträgen. Die II. Kommission sah durch die Voraussetzungslehre11 
die Sicherheit des Verkehrs gefährdet und lehnte daher die Aufnahme einer sol-
chen Norm in das BGB bewusst ab12. In den Zeiten vor dem Ersten Weltkrieg 

                                                 
9  In der reichsgerichtlichen Rechtsprechung wird indes die Existenzgefährdung des Geldschuldners 

(noch) nicht relevant.  
10  RGRK BGB, 10. Aufl. (1953), § 242 Anm. 5. 
11  Bernhard Windscheid hatte in „Die Lehre des römischen Rechts von der Voraussetzung“ bereits im 

Jahre 1850 die Aufnahme der Voraussetzung in das Rechtssystem gefordert. Erkläre sich eine Partei 
nur unter der Voraussetzung des Bestehens, der Fortdauer oder des Eintritts eines Umstands, so sei 
sie an ihre Willenserklärung nicht gebunden, wenn sich diese Annahme als falsch herausstelle. Vgl. 
auch ders., AcP 78 (1892), 161.  

12  Prot. II 47, 690 f. 
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hielt sich das Reichsgericht im Einklang hiermit grundsätzlich an das Prinzip der 
Vertragstreue13. Änderungen, die nach Vertragsschluss eingetreten waren, wurden 
nur in den gesetzlich normierten Fällen – insbesondere der Unsicherheitseinrede 
gem. § 321 BGB a.F. bzw. der Gefährdung des Darlehensrückerstattungsanspruchs 
gem. § 610 BGB a.F. – berücksichtigt. Das Reichsgericht stellte klar, dass es sich 
bei diesen im Gesetz normierten Fällen nicht um den Ausfluss eines allgemeinen 
Rechtsgrundsatzes, sondern vielmehr um explizit geregelte Ausnahmefälle hande-
le14. Eine Partei könne neben den genannten gesetzlich geregelten Fällen nur dann 
wegen veränderter Umstände vom Vertrag zurücktreten, wenn diese Möglichkeit 
Vertragsinhalt geworden sei. Dies sei, wenn nicht ausdrücklich geregelt, durch 
Auslegung gem. § 157 BGB zu ermitteln15.  

Dennoch gibt es auch bereits in der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg vereinzelte 
Entscheidungen des Reichsgerichts, die von den vorgenannten Grundsätzen ab-
weichen16. So könne ein Rücktrittsrecht nicht nur durch die Absicht der Parteien, 
sondern auch durch die Natur des Vertrages begründet sein. Bei der Prüfung dieser 
Voraussetzungen sei darauf Rücksicht zu nehmen, was Treu und Glauben mit 
Rücksicht auf die Verkehrssitte erforderten17. Für die Frage des Vorliegens eines 
Rücktrittsrechts sollten auch Umstände maßgeblich sein, die – außerhalb von Par-
teivereinbarungen – von den Parteien unter Berücksichtigung der Grundsätze von 
Treu und Glauben und der Verkehrssitte als Inhalt des Vertrags berechtigterweise 
vorausgesetzt werden dürften. Trotz der grundsätzlich strengen Befolgung des 
Grundsatzes pacta sunt servanda werden damit bereits zu diesem Zeitpunkt ver-
einzelt Umstände als maßgeblich erachtet, die außerhalb der Parteivereinbarung 
liegen. Der Eintritt einer Existenzgefährdung des Schuldners war zwar bis zu die-
sem Zeitpunkt indes nicht Gegenstand reichsgerichtlicher Entscheidungen. Es ist 
mit den dargelegten Grundsätzen davon auszugehen, dass jener Umstand ohnehin 
keine Berücksichtigung gefunden hätte – zumindest, soweit es sich um einen nach 
Vertragsschluss eingetretenen Umstand handelt.  

                                                 
13  Vgl. Nörr, Zwischen den Mühlsteinen, 59 ff.; Thiessen, The German Hyperinflation of the 1920s, 

735, 738.  
14  RGZ 50, 255 (1902); 60, 56 (1905); RG JW 1905, 168, 182; 1908, 711; 1913, 194; Warn. Rspr. 1909 

Nr. 65, 65; 1911 Nr. 223, 246; siehe auch Prot II, 47, 690. 
15  RGZ 62, 267 (1906); 86, 397 (1915); Warn. Rspr. 1911 Nr. 223, 246. 
16  Vgl. RGZ 42, 114 (1898); 60, 56 (1905). 
17  RGZ 60, 56 (1905). 
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2.  Die Kriegs- und Nachkriegszeit 

Die reichsgerichtliche Rechtsprechung der Kriegs- und Nachkriegszeit hält zu-
nächst an den vor dem Krieg erarbeiteten Grundsätzen fest18. So stellt der 3. Senat 
fest, dass dem Richter durch die Vorschriften des geltenden Rechts nicht die 
Machtbefugnis erteilt sei, „zwecks Milderung der Härten des Krieges einen Aus-
gleich zwischen den Parteien zu schaffen“19. Das Reichsgericht führt dabei wieder-
holend aus, dass ein Rücktrittsrecht wegen veränderter Umstände im BGB im All-
gemeinen nicht gegeben sei und nur dann anerkannt werden könne, wenn ein sol-
ches als stillschweigend vereinbart anzusehen sei.  

Im Hinblick auf außerordentliche, nicht vorhersehbare Erhöhungen der Beschaf-
fungspreise wurde festgestellt, dass solche Umstände auf die Wirksamkeit von Ge-
schäften des Großhandels keinen Einfluss haben können20. Zwar sei die Verpflich-
tung zu einer Gattungsleistung im Hinblick auf § 242 BGB nur dann wirksam, 
wenn die Leistung durch Mittel zu erbringen sei, mit deren Aufwendung nach Treu 
und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrssitte gerechnet werden dürfe. Der 
Umstand, dass überhaupt ein Marktpreis bestehe – und sei er auch noch so hoch – 
ergebe jedoch, dass eine Mehrheit von Kaufleuten zu diesem Preis kaufe. Solange 
dies der Fall sei, könne nicht die Rede davon sein, dass der Kauf der Ware zu den 
erhöhten Preisen niemandem zugemutet werden könne. Da die Leistung aus der 
Gattung damit nicht unmöglich sei, komme es auf ein Unvermögen des Verkäufers 
gem. § 279 BGB a.F. nicht an.  

Das Reichsgericht verwirft ausdrücklich die Ansicht, dass dem Verkäufer bei Stei-
gerungen des Marktpreises um ein Vielfaches der Deckungskauf nicht mehr zuzu-
muten sei und die Leistung damit gemäß § 242 BGB nicht mehr gefordert werden 
könne21. Eine Befreiung werde nicht durch Treu und Glauben gerechtfertigt, ma-
che vielmehr – auch in aufgeregten Zeiten – die Erhaltung eines geordneten Wirt-
schaftslebens unmöglich. Die Nichtleistung wälze den Schaden auf den Käufer 
über, obwohl der Verkäufer ihm gegenüber die Gefahr der Konjunktur übernom-

                                                 
18  Vgl. Thiessen, The German Hyperinflation of the 1920s, 735, 739.  
19  RGZ 86, 397 (1915) („Zirkusgebäude“); RGZ 90, 374 (1917). 
20  RGZ 88, 172 (1916): Erhöhung der Beschaffungspreise auf etwa das Doppelte; zustimmend RGZ 

92, 322 (1918): Erhöhung der Preise um etwa das Dreifache.  
21  RG a.a.O. 
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men habe22. Das BGB enthalte bewusst keine Regelung zur Begrenzung der Haf-
tung des Schuldners. Die Lehre von der Unerschwinglichkeit begründe jedoch eine 
solche Begrenzung, wenn der Schuldner in Fällen, in denen das Interesse an der 
Leistung besonders groß werde, Befreiung erlangen könne. Die Befreiung des 
Schuldners werde daher durch den Grundsatz von Treu und Glauben nicht nur 
nicht gefordert, sondern widerspreche ihm geradezu. 

Im weiteren Verlauf schreitet die Änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse im-
mer schneller voran. Dementsprechend tritt auch die Frage der Berücksichtigungs-
fähigkeit von nachträglich eingetretenen Änderungen wesentlicher Umstände im-
mer weiter in den Vordergrund. Nach dem Vorbild der Entscheidung zum Brand 
der Bremer Rolandsmühle23 wurde durch Auslegung der Vorschrift über die Un-
möglichkeit die wirtschaftliche Unmöglichkeit der tatsächlichen, logischen Unmög-
lichkeit gleichgestellt. Die Berücksichtigung von Preissteigerungen bei der Frage 
der Aufrechterhaltung der Wirksamkeit von vertraglichen Leistungspflichten 
nimmt damit schleichend ihren Anfang, wie sogleich zu zeigen ist.  

Das Reichsgericht stellte in mehreren Entscheidungen die nur zeitweilige Behinde-
rung der Leistung der dauernden Unmöglichkeit gleich, wenn durch die während 
des Krieges bestehenden Handelsblockaden des Auslands die Lieferung auf die 
Zeit nach dem Krieg verschoben werden musste und die Verhältnisse nach dem 
Krieg die Leistung als eine „wesentlich andere“ als die ursprünglich vereinbarte 
würden erscheinen lassen24. Mit Urteil vom 2.12.1919 erweiterte der 7. Senat diesen 
Grundsatz auch auf wirtschaftliche Umwälzungen des Inlands25. Die Beklagte hatte 
sich im August 1916 vertraglich verpflichtet, zum Preis von 574.000 Mark einen 
Radschleppdampfer herzustellen und der Klägerin zu liefern. Das Schiff sollte 22 
Monate nach Bestellung, jedoch nicht früher als 14 Monate nach dem Friedens-
schluss, geliefert werden. Später erklärte die Beklagte wegen der zeitweiligen Be-
schlagnahme der Metalle während des Kriegs und wegen der Umgestaltung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse den Rücktritt. Das Reichsgericht stellte fest, dass der 
Verkäufer von seiner Lieferungspflicht frei werde, wenn die Leistung infolge der 
Änderung der Verhältnisse durch den Weltkrieg ihrer wirtschaftlichen Bedeutung 
                                                 
22  So auch RGZ 95, 43 (1919). 
23  RGZ 42, 114 (1898), siehe dazu unten, S. 24.  
24  RGZ 88, 71 (1916); 90, 102 (1917); 92, 87 (1918); 93, 341 (1918). 
25  RGZ 98, 18 (1919) („Radschleppdampfer“). 
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nach eine „wesentlich andere“ geworden sei. Die Beklagte hatte behauptet, die 
Herstellung würde mittlerweile 1.500.000 Mark kosten, und sie sei gezwungen, den 
Konkurs anzumelden, wenn sie an diesem oder ähnlichen Verträgen festgehalten 
werde. Hierdurch habe die Beklagte zwar auf die eingetretene Änderung der wirt-
schaftlichen Verhältnisse und deren einschneidende Bedeutung für sie hingewie-
sen. Den Maßstab für die Frage der Befreiung von der Leistungspflicht – unter 
dem Gesichtspunkt der Unmöglichkeit – sollen jedoch, unabhängig von den ge-
nannten negativen Auswirkungen auf die finanziellen Verhältnisse der Beklagten, 
die „wirtschaftlichen Verhältnisse, unter denen jetzt die Beschaffung des Materials 
und die Arbeitsleistungen für einen Schiffsbau zu erfolgen haben“, bilden. Bei die-
sem objektiven Maßstab werden die Auswirkungen auf die subjektiven Verhältnis-
se – bzw. das Erreichen einer gewissen Schwelle (Bankrott) derselben – nicht rele-
vant. Der Behauptung der Beklagten, sie sei gezwungen, den Konkurs anzumelden, 
kommt damit – noch – keine entscheidende Bedeutung zu. 

Auch in der Folge wurde der Tatbestand der Unmöglichkeit immer weiter ausge-
dehnt. Unmöglichkeit wurde nicht mehr nur dann angenommen, wenn die Leis-
tung tatsächlich, faktisch, unmöglich war. Unter dem Schlagwort der wirtschaftli-
chen Unmöglichkeit wurde das Unmöglichkeitsrecht zum einen den Billigkeitser-
wägungen von Treu und Glauben unterworfen, sodass der Schuldner, obwohl die 
Leistung tatsächlich möglich wäre, bereits dann nicht mehr leisten sollte, wenn die 
Leistung als nicht mehr zumutbar und damit als wirtschaftlich unmöglich erachtet 
wurde26. Das Zumutbarkeitskriterium fand damit über den Begriff der wirtschaftli-
chen Unmöglichkeit Eingang in das Unmöglichkeitsrecht27. Zum anderen sollte 
eine Leistung dann wirtschaftlich unmöglich sein, wenn sich diese in ihrer wirt-
schaftlichen Bedeutung mittlerweile als eine wesentlich andere darstellte28.  

Uneins waren sich die einzelnen Senate des Reichsgerichts darin, welche Voraus-
setzungen genau vorliegen mussten, um von einer wesentlichen Änderung der 
wirtschaftlichen Bedeutung oder von einer unzumutbaren Leistung ausgehen zu 
können. Auf der Suche nach tauglichen Kriterien wurde von einzelnen Senaten des 
                                                 
26  Knoop, clausula rebus sic stantibus, 59.  
27  Der BGH formulierte später, dass es sich bei der wirtschaftlichen Unmöglichkeit „in Wahrheit stets 

um das Problem der Zumutbarkeit der Vertragserfüllung“ handele und daher nicht über das Unmög-
lichkeitsrecht, sondern „nur aus § 242 BGB gelöst werden kann“, LM Nr. 12 zu § 242 (Bb) BGB; 
siehe zum Zumutbarkeitskriterium als Teil der wirtschaftlichen Unmöglichkeit auch unten, S. 24. 

28  Vgl. zu den beiden Fallgruppen der wirtschaftlichen Unmöglichkeit unten, S. 24.  
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Reichsgerichts das Argument der Existenzgefährdung geschaffen, von anderen 
Senaten wurde es hingegen strikt abgelehnt29.  

Soweit ersichtlich, tritt das Argument der Existenzgefährdung in der vorgenannten 
Entscheidung über den Radschleppdampfer aus dem Jahr 1919 das erste Mal in 
der reichsgerichtlichen Rechtsprechung auf. Das Reichsgericht geht nicht aus-
drücklich darauf ein, inwieweit ein zu befürchtender Konkurs entscheidungsrele-
vant sei. Der Vertragswirksamkeit stellt es jedoch die wesentliche Änderung der 
wirtschaftlichen Bedeutung der Leistung gegenüber und lässt dadurch erkennen, 
dass es für ein Recht, sich vom Vertrag loszusagen, maßgeblich auf den letztge-
nannten Umstand ankommen soll: „Nur bei Prüfung der wirtschaftlichen Verhält-
nisse, unter denen jetzt die Beschaffung des Materials und die Arbeitsleistung für 
einen Schiffsbau zu erfolgen haben, lässt sich entscheiden, ob die Beklagte an den 
im Jahr 1916 geschlossenen Vertrag noch gebunden ist, oder ob die jetzt von ihr 
geforderte Leistung nach ihrer wirtschaftlichen Bedeutung eine wesentlich andere 
als die bedungene sein würde“30. Für das Vorliegen einer wesentlichen Änderung 
der wirtschaftlichen Bedeutung der Leistung wird der durch die Vertragserfüllung 
zu befürchtende Konkurs des Schuldners wohl (lediglich) als Indiz erachtet.  

Den Widerspruch zu den oben genannten Entscheidungen des 2. und 3. Senats aus 
den Jahren 191631 und 191832, wonach die Erhöhung der Beschaffungspreise kei-
nen Einfluss auf die Wirksamkeit von Verträgen habe, schiebt der 7. Senat mit 
dem Hinweis beiseite, dass jener für den Gattungskauf des Großhandels anerkann-
te Grundsatz hier nicht zu beachten sei, da ein Vertrag anderer Art vorliege. Der 
Grundsatz wird damit nicht an sich in Frage gestellt. Er soll jedoch auf Werkliefe-
rungsverträge keine Anwendung finden. Worin der entscheidende Unterschied der 
Fallgruppen liegt, wird indes nicht näher erörtert. Der knappe Hinweis auf das 
Vorliegen eines „Vertrags anderer Art“ ist nicht nur bezeichnend für die Schwie-

                                                 
29  Schermaier in HKK, § 275 Rn. 43 ff., insb. Rn. 65 weist im Rahmen einer Diskussion um die „nor-

mative Aufladung“ des Unmöglichkeitsbegriffs auch (kurz) auf die „Ruinrechtsprechung“ hin: unter 
bestimmten Voraussetzungen solle die Vertragserfüllung wegen der „völligen Veränderung der wirt-
schaftlichen Verhältnisse“ unmöglich sein, wenn sie für den Schuldner ruinös sei. Die Entwicklung 
selbst sowie die einzelnen, sich widersprechenden Urteile werden indes nicht näher dargelegt. Daher 
dient die folgende Zusammenfassung dem Verständnis des Ursprungs des Arguments der Existenz-
gefährdung und der Umstände, unter denen es entwickelt wurde.  

30  RGZ 98, 18, 21 (1919).  
31  RGZ 88, 172 (1916).  
32  RGZ 92, 322 (1918).  
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